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Meinung

FABIAN HARTMANN

Diese Zahl muss man sich auf der
Zunge zergehen lassen. Bei 4,5 Pro-

zent lag die Inflation in Deutschland im
Oktober – so hochwie seit 28 Jahrennicht
mehr. Vor allem die Energiepreise sind
förmlich explodiert. Das kann im Auf-
schwung, gerade nach den Turbulenzen
der Pandemie, natürlich passieren. Für
Menschen mit wenig Geld wird die Infla-
tion aber zunehmend zum Problem. Zu-
mal ein Ende des Preisauftriebs noch
nicht erreicht sein dürfte.

Es ist kein deutsches Phänomen, dass
die Preise steigen. Auch im Euroraum lag
die Inflation zuletzt bei 4,1 Prozent. Und
damitdeutlichüberdemZielwertderEZB
von zwei Prozent. Noch immer gilt: Vieles
spricht dafür, dass die Inflation nur tem-
porär anzieht. Doch was ist, wenn nicht?
DerChefdesDeutschen Instituts fürWirt-
schaftsforschung (DIW), Marcel Fratz-
scher, warnt bereits vor der berüchtigten
Lohn-Preis-Spirale. Dabei handelt es sich
um eine Art selbst erfüllende Prophe-
zeiung: Da die Gewerkschaften damit
rechnen, dass die Preise steigen, fordern
sie höhere Löhne, die zu noch höheren
Preisen führen – und erneut höheren
Lohnforderungen. In der Folge steigt die
Inflation immerweiter.

Es ist ein schmaler Grat, auf dem sich
dieZentralbankenweltweit bewegen.Hö-
here Zinsen können den Aufschwung
schnell ausbremsen. Doch irgendwann
muss auch die Null-Zins-Politik ein Ende
finden. Die Bank of England und die Fe-
deral Reserve haben bereits angekündigt,
ihre Geldpolitik zu straffen. Die EZB hin-
gegen will den Leitzins bei null Prozent
belassen. Ihr sind dabei ein Stückweit die
Hände gebunden. Viele Staatshaushalte
in Südeuropa sind auf billiges Geld ange-
wiesen. Die EZBmüsste daher, schon aus
eigenem Interesse, alles daran setzen, die
Inflationserwartungen zu dämpfen. Es
wirdZeit für ein Signal andieMärkte.

Inflation

EswirdZeit
für einSignal

Der Migrant – wer denkt heute noch an
einen Menschen, dessen Familie aus

Italien, Portugal, Frankreich stammt? Viel-
mehr ist der Migrant ein Türke, Perser oder
zum Beispiel Araber. In Deutschland wird
oft zwischen Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte unterschieden, sie werden
in grundverschiedene Schubladen gesteckt.
So zumindest fühle ich. Es gibt diejenigen,
die integrationsfähig sind und gewisserma-
ßen schon (äußerlich) verschmolzen mit
der Gesellschaft, der sogenannten deut-
schen Leitkultur. Und diejenigen, die – so
wird oft behauptet– sich nicht integrieren,
überhaupt nichts zu tun haben wollen mit
„den Deutschen“, die untereinander blei-
ben, sich abkapseln, so garnicht interessiert
sind am Land, in dem sie seit vielen Jahr-
zehnten leben. Weder sozial noch politisch
noch kulturell. Und obendrein jammern sie
ständig darüber, wie heftig und wie häufig
sie diskriminiert werden – dagegen hört
man keine einzige Beschwerde aus japani-
schen oder griechischen Communitys.

Ich konnte mir lange nicht erklären, wel-
chen Ursprung diese künstliche Trennung
hat – bis sich die Leser-Mails mehrten und
ich einen roten Faden erkannte. Religion.
Der Islam, so schrieb mir ein Leser, ist nicht
integrationsfähig und auch nicht mit dem
deutschenGrundgesetz vereinbar.

EinandererLeser gingweiterunderklärte
all jene, die dem islamischen Glauben zuge-
hörig sind, zu dreckigen Islamisten, die An-

Warumich
eine schlechte
Migrantinbin

Kolumne

dersdenkende umbringen wollen und alle-
samt potenzielle Mörder seien (und noch so
einiges anderes, was nicht druckfähig wäre).
Der Islam sei keine Religion, sondern eine
perfideSekte,hießesaneineranderenStelle.
WerMoslemsei, könne keinEuropäer sein.

Mir geht es nicht um die doch sehr ab-
surden Inhalte der Zuschriften, sondernda-
rum, dass anscheinend viele davon über-
zeugt sind, dass alle türkischstämmigen
Menschen muslimisch sind, ich damit
auch. Und diese Religionszugehörigkeit, so
glaube ich, scheint den einen Migranten
vomanderen zu „unterscheiden“.Das finde
ich unfassbar irre. Fast so irre, wie wenn ich
jedem Deutschen unterstellen würde,

Christ zu sein. Und in Kennenlerngesprä-
chen fragen würde: „Und, bist du evange-
lisch oder katholisch?“ oder: „Und, in wel-
cher Kirche bist duMitglied?“

Es ist einigen Menschen in Deutschland
immernochnichtmöglich, sich vongedank-
lichenAutomatismen zubefreien. Eigentlich
sollte es überhaupt keine Rolle spielen, wer
woranglaubt. Stattdessen:TürkegleichMos-
lem. Und dieÜberleitungen: Der schaut sich
bestimmtnur türkisches Staatsfernsehen an.
Vergöttert bestimmt den Erdogan. Der lässt
seine Fraubestimmtnicht aus demHaus.

Was muss dieser türkischstämmige
Mensch tun, um nicht mehr der Kategorie
„Migrant“ zugeordnet zu werden? Um in
der deutschen Gesellschaft Fuß fassen zu
können, befreit von Vorurteilen, ein für alle
Mal. Manchmal verfolgt mich das Gefühl,
dass in Deutschland gewisse Kulturen, wie
die italienische oder französische, willkom-
men sind, ausgelebt werden können und
sollen. Menschen aus türkischen oder ara-
bischen Communitys dagegenmüssen ihre
kulturelle (und religiöse) Identität mög-
lichst unterdrücken, gar aufgeben, um
überhaupt als integrationswillig und -fähig
anerkannt zu werden. Vielleicht verheim-
licht der ein oder andere am Arbeitsplatz
oder unter Freunden gar islamischen Glau-
bens zu sein, aus Angst, mit anderen Augen
gesehen zuwerden.

Wen wundert es, dass genau sie es sind,
die Diskriminierung beklagen?

MIRAY CALISKAN

ELMAR SCHÜTZE

Die Berliner rot-grün-grünen Koali-
tionäre in spe sind in ihrer ersten

Verhandlungsgruppe vorangekommen.
Das Führungstrio aus Franziska Giffey,
Bettina Jarasch und Klaus Lederer arbei-
tet andenGrundsätzen.Unddazugehört
bei jedem Koalitionsvertrag eine Präam-
bel, eine Einführung quasi, das Stamm-
buch. Doch bei den Aussagen zu dieser
Präambel wurdewieder einmal deutlich,
wienahund fern zugleich sichdie künfti-
gen Koalitionspartner doch sind. Und
das wirft Fragen auf.

Einig ist man sich darin, dass eine
funktionierende, bürgerfreundliche Ver-
waltung das A und O ist. Daran wolle
man sich messen lassen, man sei dafür
vollumfänglich verantwortlich. Das sagt
allen voran Franziska Giffey, als ehema-
lige Bezirksbürgermeisterin die einzige
aus demTrio, die vondenTückender or-
ganisierten Verantwortungslosigkeit
zwischen Land und Bezirken aus eige-
nemErlebenweiß.

Doch Vorsicht: Was wie eine Selbst-
verständlichkeit klingt, kann zum Boo-
merang werden. Wer dieses Thema
unterschätzt, hat schon verloren. Wäre
der alte Müller-Senat nicht längst ab-
gewählt, durch seine eigene Unzustän-
digkeitserklärung nach der Pannen-
Wahl („Wir sind nur Zuschauer“) hätte
er sich endgültig selbst unmöglich ge-
macht.

Es ist gut, dass jemand bei diesem
Thema vorangeht. Gleichzeitig wissen
alle, wie sehr sich die designierte Regie-
rende Bürgermeisterin in der Rolle der
Anpackerin gefällt, die zwar optimistisch
ist, aber auch betont nüchtern. Und das
birgt Gefahren innerhalb des Bündnis-
ses.Wenn also FranziskaGiffey sagt, „wir
brauchen nicht immer wieder neue Blü-
tenträume“, dann werden sich in erster
Linie die Grünen angesprochen fühlen.
Waswird dann aus Bullerbü?

Koalitionsverhandlungen

Waswirdaus
Bullerbü?

Bidenkommt
nicht vomFleck

Die Neue Zürcher Zeitung am Sonntag
kommentiert denStreit beidename-

rikanischenDemokraten über die großen
Vorhaben von US-Präsident Joe Biden:
„Sein Infrastrukturplan, sein Wirtschafts-
und Sozialprogramm und sein Maßnah-
menpaket für den Schutz des Klimas
kommen seit Wochen nicht vom Fleck,
weil sich linke und rechte Demokraten
nicht einigen können. Selbstverständlich
kann man darüber streiten, wie viel Geld
der Staat in Zeiten einer katastrophalen
Pandemie in die Hand nehmen und was
er damit tun soll. Doch die andauernde
Uneinigkeit darüber nimmt allmählich
Züge der Selbstzerfleischung an. Sie
schwächt den Präsidenten zum einen auf
dem diplomatischen Parkett. Am Treffen
der G20 in Rom und am UN-Klimagipfel
in Glasgow kann er ja schlecht für einen
beherzten Klimaschutz werben, wenn er
selbst nichtmit gutemBeispiel vorangeht.
Zum anderen und vor allem schadet der
Zwist Biden zuHause. Will ihn die eigene
Partei wirklich noch vor den Zwischen-
wahlen zur lahmen Ente machen? Das
kann nur die Republikaner freuen und
insbesondere den abgewählten Donald
Trump, dermit einer Rückkehr insWeiße
Haus liebäugelt.“

DieWashington Post schreibt über Bi-
dens Investitionspaket: „Es ist nicht so
umfangreich oder ehrgeizig, wie es die
meisten demokratischen Kongressabge-
ordneten wollten. Wichtige politische
Maßnahmen, insbesondere in Bezug auf
das Klima, wurden stark gestutzt. Es ist
nunanderZeit, dass dieDemokraten auf
dem Capitol Hill ihre Differenzen bei-
seite legen und dieses Paket über die le-
gislative Ziellinie bringen. Dies ist eine
zwingende Notwendigkeit, auf der – wie
Biden sagte – seine Präsidentschaft und
ihreMehrheit nun ruhen.“ (fs.)

Auslese

D er britische Premierminister
Boris Johnson ist nicht als größ-
ter Klimaschützer bekannt.
Aber er hat schon vor ein paar

Wochen eine vollkommen richtige Erwar-
tung an die Klimakonferenz in Glasgow for-
muliert. Nach einem Vorbereitungsge-
spräch mit einer Reihe von Staats- und Re-
gierungschefs bezeichnete Johnson Glas-
gow als Wendepunkt für die Welt und den
„Moment, in dem wir erwachsen werden
und Verantwortung übernehmenmüssen“.
Besser hätteman es nicht sagen können.

Seit Sonntag sitzen nun Delegationen
aus fast 200 Ländern zusammenund ringen
um Klimaziele. Es wird darum gehen, Ko-
operationen der Staaten untereinander zu
schließenunddie Finanzierung vonProjek-
ten in Entwicklungsländern zu klären, da-
mit am Ende unterm Strich weltweit mehr
getanwird fürs Klima als bisher.

Das ist bitter nötig. In den vergangenen
Wochen reihten sich die Negativmeldun-
gen zum Klima aneinander. Die Welt be-
finde sich bezüglich der Erderwärmung auf
einemkatastrophalenWeghieß es zumBei-
spiel in einem UN-Bericht, der eine Erwär-
mung um2,7 Grad bis 2100 prognostizierte.
Das Klimaabkommen von Paris sieht aber
vor, den Anstieg möglichst auf maximal 1,5
Gradzubegrenzen.DiebisherigenAnstren-
gungen reichen einfach nicht.

Die Konzentration von Treibhausgasen
in der Atmosphäre habe ein neues Rekord-
hoch erreicht, verkündete die Weltwetter-
organisation erst vor wenigen Tagen. Län-
der wie Australien halten aber unbeirrt an
derKohle fest. StaatenwieDeutschlandver-
fehlen ihre Ziele. Die Bundesrepublik ist
einer der größten Produzenten von Braun-
kohle, finanziert Öl- und Gasprojekte in al-
lerWelt undhat imVerkehrundbei den Im-
mobilien nicht mal das eingespart, was sie
sich selbst vorgenommen hatte. Aktuell
müssen wir uns bei anderen EU-Staaten,
die ihre Ziele übererfüllt haben, gerade frei-
kaufen.

Darüberhinausmussmanskeptisch sein,
obes innächsterZeitbesserwird. ImSondie-
rungspapier vonSPD,GrünenundFDPwur-
den erst mal nur viele gute Absichten festge-
halten. Das meiste bezieht sich außerdem
auf Regelungen, die es schon gibt.

Man kann aber auch ganz imKleinenbei
sich selber gucken und sieht, da ist noch
Luft nach oben. Es wird vielleicht weniger
Fleisch gegessen, weniger Kleidung gekauft
und öfter mal das Fahrrad genommen. Da
ist vielleicht auch eine Solaranlage auf dem
Dach. Aber dann machte Corona im Som-
mer eine kurze Pause und schnell wird ein
FlugnachKretagebucht – zurErholung.Vor
der Tür stehen derweil gleich zwei Ver-
brenner. Alles typisch Mittelschicht. Die
Ökobilanz? Hm, nicht zu gut.

Leider liegen zwischen guten Absichten
und echten Fortschritten immer noch Wel-

ten – bei den Staatenwie auchbei denMen-
schen selber. Dazu kommen die Naturka-
tastrophen dieses Sommers – das Ahrtal
unter Wasser, Südeuropa im Feuersturm.
Das führt zu Fatalismus und dem Gefühl
von Sinnlosigkeit.

Beim Klimagipfel ist die Gefahr groß,
dass auch diesmal wieder alles zerredet
wird und doch gibt es auch Anlass für Opti-
mismus. Noch nie war die Bereitschaft, et-
was zu ändern, so groß wie heute. Und jetzt
gibt es auch den notwendigen Handlungs-
druck.

Er wird nicht mehr allein von Kindern
formuliert, diemit Fridays for Future auf die
Straßen gehen. Unzählige andere Gruppen
aller Altersstufen und aus den verschie-
denstenBereichenderGesellschaft sindda-
zugekommen. Aktuell wird Großbritannien
als Veranstaltungsort der Klimakonferenz
gerade von einer Welle von Straßenblocka-
den heimgesucht. Die Aktivisten sind im
mittleren und Seniorenalter.

Die Industrie signalisiert mittlerweile
ununterbrochen ihre Bereitschaft, Produk-
tionsprozesse klimaneutral umzustellen.
Sie fordert von der Politik nun Rahmenbe-
dingungen. Auch das erhöht den Hand-
lungsdruck.

Der größte Push wird sich jetzt aber in
einer ganz anderen Ecke entwickeln.
Weltweit kommen auf Gerichte zurzeit
Klimaklagen zu. Es ist eine neue Form von
Klimabewegung entstanden, die ihren
Weg über die Gerichte nimmt. Seit dem
spektakulären Klima-Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts aus diesem Frühjahr
weiß man, dass diese erfolgreich sein
können und Regierungen zu Vereinba-
rungen zwingen, die vorher unmöglich
schienen. In Zukunft könnten Staatenlen-
ker auch auf Schadensersatz und Wieder-
gutmachung verklagt werden. Juristen
diskutieren all dies bereits.

Letztlich hilft nur Druck bei diesem
Thema. Aber ist das schlimm? Am Ende
zählt beimKlima nur eins: der Erfolg.

AmEnde
hilft nur
Druck

Klimakonferenz

JULIA HAAK

Verhandeln auf Augenhöhe BERLINER ZEITUNG/HEIKO SAKURAI

Zitat

„Das
Zusammenwachsen
Europas stellt sich als

langwieriger und
schwieriger heraus,

als das lange
erwartet wurde,
auch von mir.“

Angela Merkel, Kanzlerin, im Interview mit
der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung
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